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Resolution der Schulleitungstagung der GEW Hessen in Frankfurt am 4. Juni 2025  
Zu hohe Arbeitsbelastung von Schulleitungen und Problem-
stau im Schulbereich erfordern konsequentes Handeln! 
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Anfang des Jahres musste das Kultusministerium einräumen, dass in Hessen 229 
Stellen von Schulleiter*innen und deren Stellvertretungen an den rund 1.800 öf-
fentlichen Schulen in Hessen vakant sind. 207 Schulleitungsstellen und Stellen von 
Konrektor*innen sind kommissarisch besetzt, 22 Personen sind als Schulleitung so-
gar an mehr als nur einer Schule tätig.  
 
Diese Zahlen sind ein deutliches Alarmzeichen und angesichts hoher Arbeitsbelas-
tung, fehlender Verwaltungskräfte und zu viel bürokratischer Aufgaben nicht ver-
wunderlich. Die im Auftrag der GEW Hessen erhobenen Daten zur Arbeitsbelastung 
von Schulleitungen anhand des Copenhagen Psychosocial Questionnaire (COPSOQ) 
belegen, dass Leitungskräfte an Schulen hochgradig belastet sind. Fast alle Leitungs-
kräfte an Schulen arbeiten am Wochenende und an Feiertagen. Hessische Schullei-
tungen gehen vergleichsweise oft krank zur Arbeit und sie weisen im Vergleich zu 
anderen Berufsgruppen häufig Burnout-Symptome auf.  
 
Gründe für die hohe Arbeitsbelastung von hessischen Schulleitungen sind unter an-
derem zu geringe Verwaltungskapazitäten, eine zu hohe Unterrichtsverpflichtung 
und ein Zuviel an Bürokratie. Belastend für die Schulleitungen und ihre Arbeit sind 
in vielen Fällen auch die Arbeitsplatzgestaltung, die bauliche und räumliche Situa-
tion der eigenen Schule sowie das Fehlen von pädagogischem Personal.  
 
Zwischen der hohen und gestiegenen Zahl von unbesetzten Schulleitungsstellen in 
Hessen und der hohen Arbeitsbelastung besteht ein Zusammenhang.  
 
Um dies zu ändern und um die Bedingungen für eine gute schulische Bildung in 
Hessen grundlegend zu verbessern, fordern wir die Landesregierung auf, die fol-
genden Maßnahmen zu ergreifen:  
 
- Das Land Hessen sollte sich als Arbeitgeber dazu verpflichten, den Schulleitungs-
kräften ein regelmäßiges Monitoring ihrer Belastungssituation und gezielte Präven-
tionsmaßnahmen anzubieten. Dies ist bereits gesetzlich vorgeschrieben. Darüber 
hinaus ist eine regelmäßige Gefährdungsanalyse anzubieten.  
 
- Es sind deutlich mehr finanzielle Ressourcen für die schulische Bildung bereitzu-
stellen. Die schlechte finanzielle Ausstattung der Schulen ist wesentlich für die hohe 
Arbeitsbelastung der Schulleitungen verantwortlich. Der jüngst erfolgte Zugriff auf 
die Rücklagen der einzelnen Schulen stellt in dieser Hinsicht einen Tiefschlag dar.  
 



- Erforderlich ist eine ausreichende Zahl von Entlastungsstunden für Leitungskräfte, 
zusätzliche Funktionsstellen sowie zusätzliches Verwaltungspersonal. Notwendig ist 
zudem eine angemessene und gerechte Besoldung und Bezahlung, insbesondere im 
Bereich der Grundschulen. Verwaltungskräfte sind beim Land Hessen zu beschäfti-
gen.  
 
- Das Land muss stärkere Anstrengungen unternehmen, um den Leitungs- und Lehr-
kräftemangel zu beseitigen, zumal die Zahl der Schüler*innen in den kommenden 
Jahren weiter steigen wird.  
 
- Verbessert werden müssen die allgemeinen Arbeitsbedingungen für Leitungs- und 
Lehrkräfte, um angesichts eines sich abzeichnenden weiter steigenden Fachkräfte-
mangels im Wettbewerb mit anderen Bundesländern und anderen Branchen beste-
hen zu können.  
 
- Das Land sollte so schnell wie möglich die Arbeitszeit der Leitungs- und Lehrkräfte 
erfassen.  
 
- Viele Schulen sind in einem schlechten baulichen Zustand. Hier ist das Land gefor-
dert, durch ein angemessen ausgestattetes Investitionsprogramm für gleichwertige 
Bedingungen an allen Schulen in Hessen zu sorgen. Das Land Hessen muss zudem 
verbindliche und landesweit einheitliche Standards für Schulbau und Ausstattung 
der Schulen definieren.  
 
- Die Ausstattung mit Schulsozialarbeiter*innen, Schulpsycholog*innen, Schul-
gesundheitsfachkräfte, IT-Administrator*innen sowie sozialpädagogischen Fachkräf-
ten und Förderpädagog*innen muss verbessert werden.  
 
- Das Land und die Schulträger sind aufgefordert, die Umsetzung des Ganztags – ins-
besondere den Rechtsanspruch an den Grundschulen ab dem Schuljahr 2026/27– 
unter qualitativen und quantitativen Aspekten aktiv zu steuern und für eine ange-
messene Bereitstellung von Ressourcen zu sorgen. Das Personal im Ganztag sollte 
direkt beim Land beschäftigt werden.  
 
- Digitale Verwaltung muss das Ziel haben, Verwaltungstätigkeiten zu vereinfachen. 
Insbesondere die Schulverwaltungssoftware LUSD ist hierfür gegenwärtig ungeeig-
net.  
 
Wir Schulleitungen sehen uns als Expert*innen der Situation vor Ort. Wir fordern 
daher eine wertschätzende und moderne Verwaltungsführung, die die Profession 
der Schulleitung ernst nimmt und einbindet. 


